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Abkürzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EL Ergänzungsleistungen

AVS Assurance-vieillesse et survivants
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
PC Prestations complémentaires
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Zapfl (cvp, ZH) den Bundesrat beauftragen,
umgehend die notwendigen Massnahmen zu reffen, damit die Datenbasis für die
anstehenden politischen Entscheide und Revisionsvorhaben grundlegend verbessert
wird. Insbesondere seien statistische Informationen bereit zu stellen, welche die
Beurteilung der Auswirkungen von Revisionsarbeiten im Bereich der sozialen Sicherheit
auf die Einkommenslage der Haushalte ermöglichen, die verschiedenen Zweige der
sozialen Sicherheit in ihrer Wechselwirkung darstellen sowie die Einschätzung der
Situation der Schweiz im internationalen Vergleich erlauben. Der Bundesrat anerkannte,
dass vor allem in den Bereichen Sozialhilfe, Armut, Bedarfslage von
Teilzeitbeschäftigten, Unterstützung für Familien und Alterssicherung ausserhalb der
AHV noch Wissenslücken bestehen. Er verwies aber auf bereits laufende Arbeiten im
Bundesamt für Statistik sowie auf die fehlenden Mittel, um die Sozialstatistik so weiter
zu entwickeln, wie es tatsächlich wünschbar wäre. Auf seinen Antrag wurde die Motion
lediglich als Postulat überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Baumann (sp, BE) erreichen, dass alleinstehenden
Rentnerinnen und Rentnern ein Zuschlag von 20% zu ihrer Rente gewährt wird, wobei
Rente und Zuschlag den Höchstbetrag der Altersrente nicht übersteigen dürften.
Baumann betrachtete ihren Vorstoss als Beitrag zur Armutsbekämpfung, welche vor
allem einkommensschwächere Frauen und Männer ohne Partnereinkommen bedroht.
Der Bundesrat verwies auf Verbesserungen bei der Rentenformel im Rahmen der 10.
AHV-Revision und beantragte Umwandlung in ein Postulat. Der Vorstoss wurde aber von
Egerszegi (fdp, AG) generell bekämpft und damit der Diskussion vorderhand entzogen. 2

MOTION
DATUM: 20.03.1998
MARIANNE BENTELI

Ergänzungsleistungen (EL)

Die grosse Kammer behandelte drei parlamentarische Vorstösse, welche zum Ziel
hatten, den Kreis der Anspruchsberechtigten auszudehnen. Mit einer Motion wollte
Nationalrat Leuenberger (sp, SO) eine Aufhebung der Sperrfrist von 15 Jahren für den
Bezug von Ergänzungsleistungen für niedergelassene Ausländer erreichen. Der
Bundesrat äusserte Bedenken, dies könnte zu einem Altersrentner-Tourismus führen
und wies darauf hin, dass auch die vorberatende Kommission des Ständerates bei der
Behandlung der 10. AHV-Revision eine Reduktion von 15 auf 10 Jahre abgelehnt hatte.
Ebenfalls mit einer Motion verlangte der Aargauer CVP-Abgeordnete Bircher die
Ausarbeitung eines Ergänzungsleistungssystems für Familien und Alleinerziehende in
wirtschaftlichen Notlagen (Mo. 91.3111). Der Bundesrat sagte zu, bei der Behandlung der
Armutsfrage auch diesen Aspekt miteinzubeziehen, und war bereit, die Motion als
Postulat entgegenzunehmen, ebenso wie ein ähnlichlautendes Postulat Hildbrand (cvp,
VS) (Po. 91.3085). Da sowohl die Motion Leuenberger als auch die Vorstösse Bircher und
Hildbrand bekämpft wurden, verschob der Nationalrat die Diskussion auf später. Die
Motion Leuenberger wurde von Cincera (fdp, ZH) und Ruf (sd, BE) bekämpft, die beiden
CVP-Vorstösse von Allenspach (fdp, ZH). 3

MOTION
DATUM: 21.06.1991
MARIANNE BENTELI

Rund 160'000 Personen erhielten im Berichtsjahr von den Kantonen insgesamt 1894,4
Mio. Fr. an Ergänzungsleistungen (EL) zur AHV und IV. Dies sind 256,7 Mio. oder 15,7%
mehr als 1991. Das EDI führte die bedeutende Zunahme der EL-Leistungen auf die
Erhöhung der Einkommensgrenzen und den starken Kostenanstieg (Heime,
Krankenkassenprämien) zurück. Rund 15% der Betagten und 25% der Behinderten
verfügen nicht über ausreichende Mittel für ihren Lebensunterhalt und sind auf EL
angewiesen. Fast alle sind Alleinstehende, drei Viertel von ihnen Frauen. Da EL nur auf
Antrag ausgerichtet werden, viele Betroffene aber aus Schamgefühl vor diesem Schritt
zurückschrekken, ist davon auszugehen, dass der Kreis der Anspruchsberechtigten in
Wirklichkeit noch um einiges grösser ist. Um ihnen entgegenzukommen, griff die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.1992
MARIANNE BENTELI
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nationalrätliche Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit ein schon mehrfach
geäussertes Anliegen auf, nahm eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) zur
automatischen Information aller zum Bezug von EL berechtigter Personen an und
reichte selber eine Motion ein, welche den Bundesrat beauftragt, innert Jahresfrist
eine Gesetzesrevision vorzulegen, die eine gezielte Information der potentiellen
Bezüger von EL gewährleistet (Mo. 93.3007). 4

Berufliche Vorsorge

Eine vom Alter unabhängige Beitragspflicht für die berufliche Vorsorge, die im Jahr
nach der Vollendung des 17. Lebensjahres startet, wollte der Verein Workfair 50+ mit
der Lancierung der eidgenössischen Volksinitiative «Berufliche Vorsorge – Arbeit statt
Armut» erreichen. Dadurch könne den Entlassungen, die über 45-Jährigen aufgrund
der höheren Lohnnebenkosten drohten, entgegengewirkt werden, erklärte der Verein.
Sammelbeginn war am 10. Juli 2018, die Sammelfrist läuft bis am 10. Januar 2020. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.07.2018
ANJA HEIDELBERGER

Anfang Januar 2020 gab die Bundeskanzlei von den Medien unbemerkt bekannt, dass
die Sammelfrist der Volksinitiative «Berufliche Vorsorge – Arbeit statt Armut» des
Vereins Workfair 50+, die eine vom Alter unabhängige Beitragspflicht für die berufliche
Vorsorge vorsah, ungenützt abgelaufen und die Initiative folglich im Sammelstadium
gescheitert war. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.01.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 1999, S. 475
2) AB NR, 1998, S. 729
3) Amtl. Bull. NR, 1991, S. 1328 ff. und 1347 f. 
4) Verhandl. B.vers., 1992, Vl, S.  29; 24 Heures, 29.10.92; Bund, 5.2.93. Amtl. Bull. NR, 1992, S. 1246 f.
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